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1. Einleitung

Anlass der vorliegenden Studie sind die Ergebnisse der Solarpotenzialstudie für Hamburg aus März 2023, die 
vom Erneuerbare Energien Hamburg Cluster (EEHH) herausgegeben wurde. Die Studie ergab ein technisches 
Potenzial von 84 MWp für alle öffentlich zugänglichen Parkflächen in Hamburg. Das realisierbare Potenzial 
wurde aufgrund mangelnder Eignung von Standorten mit 42 MWp deutlich geringer eingestuft. Wie groß 
das tatsächliche Potenzial auch unter Einbeziehung privater und gewerblicher Parkflächen ist, lässt sich nur 
schwer abschätzen.

Aufbauend auf genannter Untersuchung wird in der vorliegenden Studie ebenfalls im Auftrag des EEHH der 
Prozess zur Errichtung der Parkplatz-PV-Anlage in der Praxis beschrieben und untersucht. Im ersten Abschnitt 
wird auf die Grundlagen von Parkplatz-PV-Anlagen sowie die Rahmenbedingungen bei deren Planung und Er-
richtung eingegangen. Anschließend wird detailliert auf die Fallstudie und die Herausforderungen bei der Pla-
nung und Umsetzung eingegangen.

Die Fallstudie behandelt die Errichtung einer Parkplatz-PV-Anlage mit ca. 500 kWp installierter Leistung über 
dem Personalparkplatz der Elantas Europe GmbH in Hamburg. Das der chemischen Produktion zuzuordnende 
Unternehmen lässt die Anlage errichten, wird die Anlage in Eigenregie betreiben und die Wartung durch ent-
sprechende Fachfirmen durchführen lassen. Aufgrund des hohen Eigenverbrauchs ist eine Nulleinspeisung 
vorgesehen.

2. PV-Anlagen auf Parkplätzen

Die Nutzung von Parkplätzen zur solaren Stromerzeugung ist sowohl hinsichtlich des umweltverträglichen 
Ausbaus der erneuerbaren Energien als auch für die beteiligten Interessengruppen (u.a. Unternehmen, Be-
treibergesellschaft der Parkfläche, Fahrzeuginhaber*innen) sinnvoll.  Die Hauptargumente für Parkplatz-PV-
Anlagen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Nutzung bereits versiegelter und städtisch geprägter Flächen

Bei Parkplätzen handelt es sich in der Regel um vollständig versiegelte Flächen in einem städtisch geprägten 
Umfeld. Die Doppelnutzung der Fläche mit einer aufgeständerten PV-Anlage führt einerseits zu geringeren Ein-
griffen in die Natur, andererseits ist mit einer höheren Akzeptanz seitens der Bevölkerung zu rechnen.

Grüner Strom für Unternehmen

Zahlreiche Unternehmen (z. B. Supermärkte oder Baumärkte) und öffentliche Institutionen verfügen über 
öffentlich zugängliche Parkplätze. Darüber hinaus haben insbesondere größere Unternehmen oft nicht-öf-
fentliche Parkplätze für ihr Personal. Die Nutzung genannter Parkflächen ermöglicht die Bereitstellung grünen 
Stroms zur anteiligen Deckung des eigenen Strombedarfs und stellt eine Ergänzung zu Aufdachanlagen dar, 
insbesondere bei mangelnder statischer Eignung der Dachflächen. 

Stromintensive Betriebe mit eigener Strombereitstellung, z. B. Erdgas befeuerte BHKW, die am Emissionshan-
del teilnehmen, können zusätzlich durch geringere Kosten für CO2-Zertifikate profitieren. Der Solarstrom – 
unabhängig ob von der Parkplatz-PV-Anlage oder der Aufdachanlage – verdrängt den lokal bereitgestellten 
fossilen Strom und führt folglich zu einem geringeren Bedarf an Zertifikaten.
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Synergien mit Ladeinfrastruktur

Interessant für Inhaber*innen von Elektrofahrzeugen ist die Kombination der Parkplatz-PV-Anlage mit Lade-
infrastruktur. Der Anlagenbetreiber kann die Eigenverbrauchsquote erhöhen und die Nutzer*innen erhalten 
einen vergünstigten Ladestrom. 

Die Einspeisung des lokal erzeugten und grünen Stroms in die Ladesäulen, kann darüber hinaus auf diese Wei-
se das öffentliche Netz zu mindestens teilweise entlasten. 

Höherer Komfort für Fahrzeuginhaber*innen

Eine Überdachung schützt Fahrzeuge im Sommer gegen Hitze und im Winter gegen Schnee und Eis. Zudem 
schützt die solare Überdachung ganzjährig gegen Regen und Hagel. 

Geschützt vor Witterungseinflüssen verlängert sich zusätzlich die Lebensdauer des Fahrbahnbelags, sodass 
Unannehmlichkeiten durch einen schadhaften Zustand des Belags und Bauarbeiten infolge von Ausbesserun-
gen gemindert werden.

2.1 Aufbau einer Parkplatz-PV-Anlage

Eine Parkplatz-PV-Anlage besteht grundsätzlich aus zwei Komponenten: das Tragwerk und die PV-Anlage 
selbst. Das Tragwerk ist der Unterbau der PV-Anlage und setzt sich u.a. aus Stützen und Bindern (Stahl oder 
Holz) zusammen. Die Gründung der Stützen ist ebenfalls Bestandteil des Tragwerks. Die PV-Anlage umfasst die 
am oder auf dem Tragwerk montierten PV-Module inklusive Verkabelung, Wechselrichter und Netzanschluss 
(ggf. mit Transformatorstation). Relevant aus Sicht der PV-Anlage ist vor allem die Montage und Anordnung der 
PV-Module, da die Umsetzung der restlichen Anlagentechnik vergleichbar mit Aufdachanlagen ist.

Die unterschiedlichen Ausführungsformen einer Parkplatz-PV-Anlage unterscheiden sich im Wesentlichen in 
zwei Aspekten:

•	 Umfang der Überdachung: Parkflächenüberdachung vs. Stellplatzüberdachung 
•	 Montage der PV-Module: Eindeckung mit fester Bedachung (Aufdachanlage) vs. zugelassener PV-Module 

als Ersatz der Dacheindeckung (Überkopfverglasung)

Im Folgenden werden die Ausführungsformen einer Parkplatz-PV-Anlage näher beschrieben.

2.1.1.	 Stellplatzüberdachung

Charakteristisch für eine Stellplatzüberdachung ist eine Überdachung einzelner Stellplätze (z. B. Carport mit 
ein oder zwei Stellplätzen) oder einer Reihe von Stellplätzen. Typische Ausführungen sind T-, L- und Y-Anord-
nungen, wie in Abbildung 1 zu sehen. 

In der Regel sind die marktüblichen Systeme modular aufgebaut und standardisiert, was sich positiv auf die In-
vestitionskosten auswirkt. In einer Parkplatz-PV-Anlage können mehrere Anordnungen (T, L oder Y) kombiniert 
werden. 
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Abbildung 1: Darstellung verschiedener Standard-Carportsysteme. V.l.n.r.: T-System mit semitransparenten Modulen, L-Variante mit semi-
transparenten Modulen und Y-Variante mit Trapezblechdach. Beispiele der Firma Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG

 1 Hamburg - GarVO | Landesnorm Hamburg | Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen und offenen Stellplätzen
(Garagenverordnung - ... | gültig ab: 01.02.2012
2 Hamburg - I HBauO | Landesnorm Hamburg | I - Errichtung und Änderung von Anlagen | gültig ab: 01.05.2018

Bei Stellplatz-Überdachungen handelt es sich in der Regel gemäß der Garagenverordnung (GarVO ) um offene 
Garagen. Umschließungswände sind möglich, können aber zu einer Einstufung als geschlossene Garage und 
somit zu erhöhten genehmigungsrechtlichen Anforderungen bei beispielsweise Entfluchtungskonzepten füh-
ren. Die solare Überdachung der Stellplätze führt zu einem Witterungsschutz für Personen sowie Fahrzeuge 
und ermöglicht optimale Bedingungen für die Aufstellung von Ladesäulen (Witterungsschutz und Bedienungs-
komfort).

Genehmigungsrechtlich handelt es sich um bauliche Anlagen, die grundsätzlich einer Genehmigung bedürfen. 
In Einzelfällen, z. B. bei kleinen Anlagen (siehe Anlage 2 zu §60 HBauO, Ziffer I, Abs. 1.2 ), kann die Notwendig-
keit einer Genehmigung entfallen. Eine Klärung der baurechtlichen Situation im Einzelfall ist unabdingbar. 
Zu berücksichtigen sind meist Themen wie statische Sicherheit, Beleuchtungskonzept, Brandschutz und Ent-
fluchtung. Aufgrund der häufig offenen Bauweise (unüberdachte Fahrwege, keine seitlichen Umfassungen) 
ergeben sich genehmigungsrechtlich in der Regel geringere Anforderungen. Die statischen Anforderungen an 
das Tragwerk sind in hohem Maße abhängig von der Beschaffenheit des Untergrundes sowie des Gesamtkon-
zeptes der Parkplatz-PV-Anlage.

2.1.2 Parkflächenüberdachung

Bei einer Parkflächenüberdachung wird der gesamte Parkplatz inklusive Stellflächen und Fahrwegen über-
dacht. Typische Ausführungen sind in Abbildung 2 zu sehen.

Grundlage einer Parkflächenüberdachung ist ein hallenartiges Tragwerk, dessen Ausgestaltung variabel ist. 
Wie in obiger Abbildung gezeigt, kann das Tragwerk als Flachdach ausgeführt werden, alternativ sind bei-
spielsweise ein- oder mehrschiffige Satteldächer möglich.

Die Parkflächenüberdachung ermöglicht eine maximale Ausnutzung der Parkplatzfläche hinsichtlich des PV-
Potenzials. Die höhere installierbare PV-Leistung führt zu höheren Erträgen und somit zu einer höheren Aut-
arkie. Die großflächige Überdachung führt wie bei der Stellplatzüberdachung zu einem Witterungsschutz im 
Bereich der Stellplätze und ermöglicht die witterungsgeschützte Installation von Ladeinfrastruktur. Darüber 
hinaus sind zusätzlich die Fahrwege geschützt, sodass zum Beispiel im Winter die Fahrwege frei von Schnee 
sind. 

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-GaVHA2012rahmen
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-GaVHA2012rahmen
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/search
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Abbildung 2: Darstellung der Ausführung flächendeckender Parkplatz-PV. V.l.n.r.: Semitransparente Doppelglas-Module als Dachhülle, Tra-
pezblech als Dachhülle mit handelsüblichen PV-Modulen. Beispiele der Firma Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG

Aufgrund der überbauten Nutzfläche liegen gemäß der Hamburger Bauordnung (HBauO) und GarVO in der Re-
gel baurechtlich genehmigungspflichtige Mittel- oder Großgaragen vor, die offen oder geschlossen ausgeführt 
werden können. Aspekte wie Beleuchtung, Brandschutz und Entfluchtung müssen in größerem Umfang als bei 
der Stellplatzüberdachung in die Planungen einbezogen werden.

Im Gegensatz zu modular aufbaubaren Stellplatzüberdachungen sind Parkflächen-überdachungen komplexe 
Gebäudestrukturen, die eine umfassende Planung vor allem hinsichtlich statischer Themen bedürfen. Stan-
dardlösungen sind daher nicht verfügbar, die Planung durch ein Architekturbüro ist unumgänglich. Die Inves-
titionskosten sind in Folge des komplexen Tragwerks, der umfangreichen Planung und der erhöhten Genehmi-
gungs-anforderungen höher als bei einer Stellplatzüberdachung.

2.1.3.	 Stellplatzüberdachung und Parkflächenüberdachung im Vergleich

Beide Ausführungsformen bieten Vor- und Nachteile. Eine Stellplatzüberdachung ist meist einfacher umzu-
setzen und verursacht geringere Investitionskosten, das PV-Potenzial ist aber begrenzt. Die Parkflächenüber-
dachung hingegen ist kostenintensiver und aufwendiger, ermöglicht aber eine maximale Ausnutzung der Park-
platzfläche. 

Aufgrund standortspezifischer Merkmale wie beispielsweise Bodenbeschaffenheit oder genehmigungsrecht-
licher Anforderungen (z. B. Brandschutz) sowie Skalierungseffekten bei gewerblichen Dimensionen ist die Nen-
nung typischer Kosten für Stellplatz- und Parkflächenüberdachungen nur eingeschränkt möglich. Bei groß-
flächigen Parkflächen-überdachungen ist der Unterschied zwischen einer Parkflächenüberdachung und einer 
Stellplatzüberdachung hinsichtlich der spezifischen Kosten gering. Je nach Bauart werden zwischen 1.500 und 
2.000€/kWp abgerufen. Ausführungsvarianten, die besonderen baulichen Anforderungen genügen müssen 
oder ästhetisch anspruchsvoll gestaltet sein sollen, können zu Mehrkosten führen. Da die Kosten im Einzel-
fall sehr unterschiedlich sein können, ist ein Angebotsvergleich unerlässlich. Die Aufteilung der Kosten für das 
Tragwerk (auch Carport genannt) und die PV-Anlage sind vom Einzelfall abhängig. Im Regelfall belaufen sich 
die Kosten für das Tragwerk auf 40 bis 50 %, die der PV-Anlage entsprechend auf 50 bis 60 %.
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Tabelle 1 zeigt den Vergleich beider Varianten:

Tabelle 1: Vergleich der Stellplatzüberdachung und Parkflächenüberdachung

 Parkflächenüberdachung

Vollständige Überdachung 
(Stellplätze und Fahrwege)

•	 Maximale Ausnutzung der Fläche, 
d.h. maximale PV-Leistung

•	 Vollständiger Witterungsschutz für 
Personen und Fahrzeuge unterhalb 
der Anlage

•	 Komplexes Tragwerk inkl. erhöhtem 
Planungsaufwand

•	 Umfangreiche gesetzliche Vorgaben, 
z. B.  zu Brandschutz und Beleuch-
tung

Überdachung der Stellplätze

•	 Modulare Bauweise
•	 Geringere genehmigungsrechtliche 

Anforderungen

•	 Reduziertes PV-Potenzial
•	 Kein Witterungsschutz für Fahrwege

Stellplatzüberdachung

Ausführung

Vorteile

Herausforderun-
gen

2.2 Ausführung der Modulinstallation

Unabhängig vom Umfang der überdachten Fläche bestehen grundsätzlich zwei Möglichkeiten der Modulins-

tallation: Die Ausführung als herkömmliche Aufdachanlage oder als Dachersatz.

 
2.2.1 Ausführung als herkömmliche Aufdachanlage 

Auf das Tragwerk wird eine herkömmliche Dacheindeckung, z. B. aus Trapezblech befestigt, sodass eine hal-
lenartige Struktur entsteht. Auf das Dach werden anschließend die PV-Module mit einer für die gewählte Ein-
deckung geeigneten Unterkonstruktion montiert. Abbildung 2 (rechts) zeigt den Aufbau. 
Die Vorteile der Ausführung als herkömmliche Aufdachanlage ergeben sich insbesondere aus der Trennung der 
Gewerke, d.h. 

•	 die Errichtung des Tragwerks mit Metalleindeckung und 
•	 die Installation einer herkömmlichen PV-Anlage unter Verwendung standardisierter Unterkonstruktions-

systeme und PV-Module.

Beide Teilschritte der Errichtung  sind grundlegend verschieden. Während die Errichtung der hallenartigen 
Struktur eine standardisierte Bauleistung ist, benötigt die Errichtung der PV-Anlage Expertise aus dem Bereich 
Dacharbeiten und Elektrotechnik. Die Trennung der Gewerke führt zu einer breiteren Auswahl an ausführen-
den Unternehmen und kompatiblen Produkten und somit potenziell geringeren Kosten.

Aufgrund des fehlenden Tageslichts ist ein umfangreiches Beleuchtungskonzept erforderlich. Zusätzlich nach-
teilig können sich gegebenenfalls erhöhte Kosten für die Dacheindeckung sowie die höheren statischen Lasten 
auswirken. 
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Insgesamt wirkt die Parkplatz-PV-Anlage ausgeführt als herkömmliche Aufdachanlage eher schlicht, es han-
delt sich um eine funktionelle Lösung. Dem gegenüber ist die Nutzung standardisierter Komponenten und 
damit verbundener geringerer Kosten zu nennen.

2.2.2 Ausführung als Dachersatz 

Ist eine Parkplatz-PV-Anlage mit besonderen Anforderungen an Tageslichteinfall oder Ästhetik gefordert, kön-
nen semitransparente Doppelglas-Module als Dachersatz vorgesehen werden. Abbildung 2 (links) zeigt den 
Aufbau. Die PV-Module werden zwischen den Bindern des Tragwerks eingelassen und bilden eine harte Be-
dachung.

Offensichtliche Vorteile sind die ästhetisch ansprechende Außenwirkung und der Tageslichteinfall, der das Be-
leuchtungskonzept erheblich vereinfacht. Im Vergleich zur Ausführung als herkömmliche Aufdachanlage ent-
fällt eine zusätzliche Dacheindeckung, was den Dachaufbau leichter werden lässt und Kosten reduziert.

Die Verschränkung beider Gewerke führt jedoch dazu, dass das ausführende Unternehmen entweder breit auf-
gestellt sein muss oder Nachunternehmer:innen hinzugezogen werden müssen. Die Auswahl an möglichen 
Anbietern derartiger Systeme ist somit eingeschränkt, was zu erhöhten Kosten führen kann. 

Aus baulicher Sicht liegt eine Überkopfverglasung vor, woraus folgt, dass für die Doppelglas-Module eine Zu-
lassung als Überkopfverglasung durch das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) vorliegen muss. Die zugelas-
senen Modultypen beziehungsweise mögliche Lieferanten sind beim DIBt aufgelistet. Es ist davon auszugehen, 
dass die Anzahl an semitransparenten PV-Modulen mit entsprechender Zulassung zukünftig zunehmen wird. 
Zurzeit handelt sich jedoch um eine sehr eingeschränkte Auswahl überwiegend in Europa ansässiger Herstel-
ler. Als Folge ist mit höheren Modulkosten gegenüber dem stark diversifizierten internationalen Markt für her-
kömmliche Module zu rechnen. Mit der Zunahme an zertifizierten Modulen werden die Kosten mittelfristig 
jedoch auf ein vergleichbares Niveau wie herkömmliche Module sinken.

Die Ausführung als Dachersatz ist eine ästhetisch ansprechende Lösung einer Parkplatz-Überdachung, die ak-
tuell jedoch im Vergleich zur Ausführung als herkömmliche Aufdachanlage höhere Kosten aufweisen kann. 
Bezogen auf die in Abschnitt 2.1.3 genannte Preisspanne liegen die Preise für die Ausführung als Dachersatz 
eher bei 2.000 €/kWp. Zukünftig ist eine Kostensenkung auf ein Niveau geringfügig oberhalb der Kosten für die 
Lösung mit einem Trapezblech zu erwarten. Der Aufwand ist in beiden Fällen vergleichbar, da eine zusätzlich 
Dacheindeckung sowie ein umfangreiches Beleuchtungskonzept entfallen.

2.3 Rahmenbedingungen

Bei Planung und Ausführung einer Parkplatz-PV-Anlage müssen bauliche, technische, regulatorische sowie 
organisatorische Rahmenbedingungen berücksichtigt werden. Jedes Projekt muss grundsätzlich individuell 
betrachtet werden, daher erheben folgende Auflistungen keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

2.3.1 Bauliche Rahmenbedingungen

Von grundlegender Bedeutung ist die Tragfähigkeit des Untergrundes. Um die statischen Lasten abzuführen, ist 
eine ausreichende Gründung erforderlich. Ein Baugrundgutachten zur Bestimmung der Bodeneigenschaften 
gibt Aufschluss über Art und Umfang der Gründung. Weiterhin ist oftmals eine Untersuchung des Untergrundes 
auf Kampfmittel vor der Aufnahme von Tiefbauarbeiten vorgeschrieben, eine Untersuchung auf Schadstoffe
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ist im Verdachtsfall zu empfehlen, bei einer fachgerechten Entsorgung überschüssigen Aushubs aber in jedem 
Fall durchzuführen.

2.3.2 Technische Rahmenbedingungen

Voraussetzung für die Installation einer PV-Anlage ist eine ausreichende Reserveleistung am Netzverknüp-
fungspunkt. Gegebenenfalls ist vor der Errichtung der Parkplatz-PV-Anlage der Netzanschluss zu erneuern 
oder zu erweitern. Ist eine Kombination mit E-Mobilität und/oder einem Batteriespeicher geplant, ist im Rah-
men der Planung eine frühzeitige Abstimmung mit dem Netzbetreiber dringend zu empfehlen.
Essenziell für den Ertrag der Parkplatz-PV-Anlage ist die Minimierung der Eigen- und vor allem Fremdverschat-
tung. Verschattungsobjekte in der Umgebung (z.B. Gebäude oder Bäume) sind vorab zu identifizieren und bei 
der Planung der PV-Anlage zu berücksichtigen.

2.3.3 Regulatorische Rahmenbedingungen

Parkplatz-PV-Anlagen im gewerblichen Kontext benötigen in der Regel eine Baugenehmigung. Grund für die 
Notwendigkeit einer Baugenehmigung ist das Tragwerk, das in der Regel eine genehmigungspflichtige bau-
liche Anlage darstellt. 

Lediglich kleinere Garagen zählen nach Anlage 2 (Abschnitt 1.2) der Hamburger Bauordnung HBauO zu den 
verfahrensfreien Vorhaben. PV-Anlagen in, an und auf Dachflächen außer bei Hochhäusern zählen zu den ver-
fahrensfreien Vorhaben nach §60 HBauO. Daraus folgt, dass die PV-Anlage für sich betrachtet keiner Genehmi-
gung bedarf. Im Rahmen der Genehmigungsplanung muss jedoch die PV-Anlage berücksichtigt werden.

Für die Baugenehmigung von Bedeutung sind insbesondere folgende Gesetze und Verordnungen:

•	 Hamburgische Bauordnung (HBauO)
•	 Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen und offenen Stellplätzen g (GarVO)
•	 Hamburgisches Klimaschutzgesetz (HmbKliSchG), hier vorallem §16a

Gemäß §16a HmbKliSchG  besteht eine Pflicht zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Stellplatzanlagen 
bei „Neubau einer für eine Nutzung von solarer Strahlungsenergie geeigneten offenen Stellplatzanlage mit 
mehr als 35 Stellplätzen“. Die Regelung gilt ebenfalls bei Ausbau einer bestehenden Stellplatzanlage, „sofern 
hierdurch eine neue zur Solarnutzung geeignete Stellplatzfläche mit mehr als 35 Stellplätzen entsteht“. In bei-
den Fällen muss die Modulfläche mindestens 40 % der geeigneten Stellplatzfläche entsprechen. Nach Absatz 
4 kann die Pflicht entfallen, wenn gewichtige Gründe gegen die Erfüllung sprechen. Für bestehende Stellplatz-
anlagen gibt es keine Pflicht einer nachträglichen Errichtung von Parkplatz-PV-Anlagen.

Der Bauantrag ist im Regelfall beim zuständigen Bauamt einzureichen. Das Bauamt stimmt sich anschließend 
im Rahmen des Beteiligungsverfahrens mit den Fachbehörden und -ämtern ab. Art und Umfang der einzurei-
chenden Unterlagen und erforderlichen Gutachten (Baugrund-gutachten, Blendgutachten, statische Berech-
nungen, etc.) unterscheiden sich im Einzelfall. Im Rahmen der Genehmigung können unter anderem folgende 
Aspekte relevant sein:

3 Hamburg - § 16a HmbKliSchG | Landesnorm Hamburg | Pflicht zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Stellplatzanlagen | § 16a - 
Pflicht zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Stellplatzanlagen | gültig ab: 01.01.2024

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-KlimaSchGHA2020V3P16a
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-KlimaSchGHA2020V3P16a
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•	 Städtebauliche Themen (z.B. Regelungen im Bebauungsplan oder denkmalschutzkonforme Gestaltung)
•	 Bauliche Anforderungen an Gestaltungen von Garagen (z. B. lichte Höhe oder Stellplatzdimensionierung)
•	 Statische Sicherheit (z. B. Erstellung einer Prüfstatik)
•	 Regenwassermanagement (Einleitung und/oder Nutzung des Niederschlagswassers)
•	 Vorbeugender Brandschutz (z.B. Rauch- und Wärmeabzug, Rettungswege)
•	 Sicherstellung einer ausreichenden Beleuchtung

Die regulatorischen Rahmenbedingungen sind im Einzelfall zu prüfen. Neben den genannten Themen können 
projektspezifisch beispielsweise Aspekte wie Blendwirkung, feuergefährdete Bereiche, Ex-Zonen oder Denk-
malschutz von Bedeutung sein. Weitergehende Auflagen können vorliegen, wenn der Betrieb eine Genehmi-
gung nach BImSchG hat oder der Störfall-Verordnung unterliegt.

2.3.4 Organisatorische Rahmenbedingungen

Die Klärung der Eigentums- und Nutzungsverhältnisse ist essenziell. Handelt es sich um einen öffentlichen 
oder privaten Parkplatz? Wer ist der Grundstückseigentümer? 

Wer betreibt den Parkplatz? Wer nutzt den Parkplatz? Insbesondere bei komplexen Organisationsstrukturen ist 
es wichtig, Zuständigkeiten zu klären und die Zustimmung aller Beteiligten einzuholen.

Unerlässlich ist eine Abstimmung mit der Sachversicherung. Insbesondere bei der Thematik der PV-Anlagen 
gibt es meist zahlreiche Auflagen unter anderem zum Brandschutz, die sich aus den Richtlinien der VdS Scha-
denverhütung GmbH (beispielsweise der VdS 3145 „Photovoltaik“) ableiten. Gemeinsam mit der Versicherung 
sollten für den Einzelfall die erforderlichen konstruktiven und organisatorischen Maßnahmen geklärt und 
schriftlich festgehalten werden.

Weiterhin zu klären ist das Betriebsmodell. Das Betriebsmodell ist im Einzelfall anzupassen und samt Mess-
konzept zu implementieren. Zentrale Fragestellungen sind insbesondere, wer den Strom nutzt und wie das 
Abrechnungsmodell gestaltet wird. Dies ist vor allem in Kombination mit Elektromobilität relevant. 

2.4 Förderung

Speziell auf Parkplatz-PV-Anlagen zugeschnittene Förderprogramme gibt es derzeit in Hamburg nicht. Grund-
sätzlich kann es lohnend sein, sich bei Förderstellen wie der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) oder der 
Hamburgischen Investitions- und Förderbank (IFB) nach zinsgünstigen Krediten zu erkundigen. Teilweise kön-
nen PV-Anlagen als Einzelmaßnahme im Rahmen einer energetischen Sanierung gefördert werden.

Parkplatz-PV-Anlagen sind als besondere Solaranlagen des ersten Segments nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. d) 
EEG 2023  sowie § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchst. d) EEG 2023  förderfähig und erhalten damit analog zu PV-Frei-
flächenanlagen eine Vergütung von 7 ct/kWh (anzulegender Wert). Aufgrund der gegenüber herkömmlichen 
PV-Anlagen erhöhten Investitionskosten gemäß § 48 Abs. 1a EEG 2023 gibt es einen Zuschlag von bis zu 2,5 ct/
kWh auf den anzulegenden Wert. 

4 § 37 EEG 2023 - Einzelnorm
5 § 48 EEG 2023 - Einzelnorm

https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__37.html
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__48.html
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Die Werte sind vorbehaltlich der beihilferechtlichen Freigabe der EU-Kommission, die zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung der Studie noch nicht vorlag, zu betrachten. Die Höhe des Zuschlags orientiert sich an den Ergeb-
nissen der Ausschreibungsrunde des Vorjahres und ist in § 37b Abs. 2 EEG 2023  geregelt. 

Unter Umständen erhalten Parkplatz-PV-Anlagen die höhere Vergütung für Gebäudeanlagen nach § 48 Abs. 2 
EEG 2023. Die Anerkennung des Tragwerks bzw. des Carports als bauliche Anlage ist jedoch nicht einheitlich 
geregelt und im Einzelfall zu klären. Grundlegende Anforderung für die Anerkennung ist in jedem Fall, dass 
die Parkplatz-PV-Anlage hauptsächlich dem Schutz der Fahrzeuge dient. Weitere Informationen diesbezüglich 
sind bei der Clearing Stelle EEG | KWK  erhältlich.

Überschreitet die installierte Leistung einen Wert von 100 kWp, ist nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EEG 2023  ist 
die Direktvermarktung verpflichtend . Die Zahlung der Vergütung erfolgt nach dem Marktprämienmodell. Aus-
schlaggebend ist in diesem Fall der Marktwert Solar. Der anzulegende Wert nach EEG als minimale Vergütung 
ist für 20 Jahre garantiert. Übersteigt der Marktwert den anzulegenden Wert, ergibt sich folglich eine höhere 
Vergütung.

Die indirekte Förderung durch die EEG-Vergütung stellt eine gesicherte Einnahme dar und ist daher ein wich-
tiger Bestandteil des wirtschaftlichen Betriebs der Parkplatz-PV-Anlage. Der Schwerpunkt sollte jedoch auf 
einem möglichst hohen Eigenverbrauch liegen, da im Regelfall Einsparungen aus vermiedenen Strombezug in 
finanzieller Hinsicht vorteilhaft gegenüber den Erlösen aus der Einspeisung sind.

3. Fallstudie

Die Elantas Europe GmbH, kurz ELANTAS, ist ein führender Hersteller von Isolier- und Schutzstoffen und besitzt 
weltweit Produktionsstandorte. Typische Produkte sind Drahtlacke, Imprägnierharze oder Printed Electronics. 

Die Fallstudie behandelt den Prozess zur Errichtung einer Parkplatz-PV-Anlage über dem Personalparkplatz 
der ELANTAS am Werksstandort in Hamburg-Rothenburgsort mit dem Ziel der Eigenversorgung.

Die Planungen begannen im Jahr 2023 und umfassten zunächst eine extern vergebene Machbarkeitsstudie 
und Konzeptionierung (Schritt 1). Mit der Entscheidung der ELANTAS, das Projekt umzusetzen, wurde 2024 
gemeinsam dem Planungsbüro sowie Fachunternehmen für Hoch- und Tiefbau die Entwurfsplanung aufge-
nommen (Schritt 2), die planmäßig inklusive der Genehmigungsplanung (Schritt 3) bis Ende Juni 2025 abge-
schlossen sein soll. Daran anschließend folgen die Realisierung und Inbetriebnahme (Schritt 4) bis Dezember 
2025, sodass ab voraussichtlich Januar 2026 lokal bereitgestellter Strom der ELANTAS zur Verfügung steht.

3.1 Ausgangslage

Die Herstellung von chemischen Produkten erfordert den Einsatz großer Mengen an Energie, darunter ein er-
heblicher Strombedarf. 

6 § 37b EEG 2023 - Einzelnorm
7 Sind PV-Anlagen auf „Carports“ wie Gebäudeanlagen zu behandeln? | Clearingstelle EEG|KWKG
8 § 21 EEG 2023 - Einzelnorm
9 Für PV-Anlagen mit 100 bis 200 kWp kann im Rahmen der unentgeltlichen Abnahme auf eine Direktvermarktung verzichtet werden.  Es 
wird jedoch keine Vergütung für die Einspeisung gezahlt.

https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__37b.html
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/haeufige-rechtsfrage/89
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__21.html
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Vor dem Hintergrund zukünftig potenziell steigender Strompreise und langfristiger CO2-Reduktionsziele ver-
folgt die ELANTAS das Ziel, den Direktbezug aus nachhaltigen Energieerzeugungsanlagen zu steigern.

2024 erfolgte die Errichtung einer PV-Aufdachanlage mit etwa 200 kWp auf einer Lagerhalle. Im zweiten Schritt 
ist die Nutzung des Personalparkplatzes im Süden des Werksgeländes geplant. Abbildung 3 zeigt das Werks-
gelände, der Personalparkplatz ist gelb hervorgehoben.

Der unverschattete Parkplatz misst etwa 45 mal 50 m, was eine nutzbare Fläche von ca. 2.250 m² ergibt. Das 
Areal ist von einem Doppelstabmattenzaun umgeben und verfügt über mehrere Zugänge, darunter eine be-
schrankte Zufahrt über die Großmannstraße im Südwesten sowie einen Fußgängerzugang im Nordwesten. 

Der Parkplatz ist ausgelegt für 90 Stellplätze, die von den Mitarbeitenden am Werksstandort genutzt werden 
können. Abbildung 4 zeigt den Personalparkplatz (links: beschrankte Zufahrt, rechts: Stellplätze und Fahrweg).

Der Parkplatz muss nach langjähriger Nutzung grundsaniert werden. Im Rahmen der umfangreichen Maßnah-
men bietet es sich an, eine Parkplatz-PV-Anlage zu errichten. 

Abbildung 3: Werksgelände der ELANTAS in Hamburg-Rothenburgsort, Personalparkplatz gelb hervorgehoben

Abbildung 4: Ansichten des Personalparkplatzes
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Der ELANTAS bietet die Errichtung der Parkplatz-PV-Anlage zahlreiche Vorteile, darunter:

•	 Freiwillige Umsetzung der Vorgaben nach §16a HmbKliSchG
•	 Bereitstellung günstigen Solarstroms zur Eigenbedarfsdeckung
•	 Erhöhter Komfort für die Mitarbeitenden (z. B. Sonnenschutz im Sommer oder Schutz vor Niederschlägen)
•	 Erhöhung der Attraktivität als Arbeitgeber durch erhöhte Nachhaltigkeit

3.2 Schritt 1: Machbarkeit und Konzeptentwicklung

Der erste Schritt ist die Prüfung der Machbarkeit und die Entwicklung von Konzepten als Entscheidungsgrund-
lage seitens der Verantwortlichen für die Investitionsentscheidung und weitere Planungsschritte.
Den Auftakt zur Machbarkeitsstudie stellten ein erstes Kundengespräch zur Klärung der kundenseitigen Vor-
stellungen sowie ein Vororttermin zur Aufnahme der lokalen Gegebenheiten dar. 

Die zentralen Vorgaben der ELANTAS waren wie folgt:

•	 Maximale Ausnutzung der Parkplatzfläche unter Berücksichtigung einer eigenverbrauchsoptimierten PV-
Anlage

•	 Fokus auf Wirtschaftlichkeit
•	 Ästhetisch ansprechende Gestaltung soweit finanziell darstellbar
•	 Sicherstellung von Stellplätzen während der Ausführungsphase
•	 Sicherstellung einer Durchfahrtshöhe von 2,5 m bzw. 4,1 m im Schrankenbereich 

Abbildung 5 zeigt das aus genannten Anforderungen resultierende Konzept:

Abbildung 5: Erste Modulbelegung im Rahmen der Machbarkeitsstudie, Averdung Ingenieure & Berater GmbH
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Das Konzept sah eine 2-schiffige Parkflächenüberdachung zur maximalen Ausnutzung der Fläche unter Ver-
wendung einer Eindeckung mit Trapezblech vor. Auf den Einsatz semitransparenter Module wurde aufgrund 
der höheren Kosten verzichtet. Der erste Entwurf sah eine PV-Anlage mit einer Leistung von bis zu 400 kWp vor 
und wurde als dachparallele Installation in südöstlicher beziehungsweise nordwestlicher Ausrichtung auf der 
Dacheindeckung geplant.

3.2.1 Ertragsabschätzung und Eigenverbrauchsprognose

Basierend auf der überschlägigen Potenzialabschätzung wurde eine Simulation in PV*SOL durchgeführt und 
unter Zuhilfenahme des RLM-Lastgangs des Kunden sowohl die Eigenverbrauchsquote als auch der solare De-
ckungsgrad bestimmt. 

Die bereits umgesetzte PV-Anlage mit ca. 200 kWp in Ost-West-Ausrichtung (Jahresertrag ca. 180.000 kWh) wur-
de in die Betrachtungen einbezogen. 

Der spezifische Jahresertrag der Parkplatz-PV-Anlage beträgt der Simulation nach rund 900 kWh/kWp, woraus 
bezogen auf die geplante Anlage mit 400 kWp ein prognostizierter solarer Jahresertrag von 360.000 kWh folgte. 
Am Standort könnten somit insgesamt bis zu 540.000 kWh Solarstrom bereitgestellt werden.

Abbildung 6 zeigt das Ergebnis der simulationsbasierten Eigenverbrauchsanalyse in monatlicher Auflösung. 

Abbildung 6: Ergebnis der simulationsbasierten Eigenverbrauchsanalyse

Der Abgleich des Lastgangs mit den Erzeugungskurven beider PV-Anlagen führte zu folgenden Erkenntnissen:

•	 Aufgrund der Relation des solaren Jahresertrag von insgesamt 540 MWh zum jährlichem Strombedarf der 
ELANTAS in Höhe von 3.000 bis 3.500 MWh sowie der hohen Grundlast (bis zu 350 kW) liegt ein Eigenver-
brauch von nahezu 100 % vor. Lediglich von April bis Juli führen vereinzelte Mittagsspitzen in der Erzeu-
gung zu Einspeisesituationen (rote Anteile in obiger Abbildung). Insgesamt werden rechnerisch etwa 4.500 
kWh eingespeist.
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•	 Der solare Deckungsgrad – hell- und dunkelblaue Anteile in der Abbildung – beträgt im Jahresmittel 15 %, 
wobei erhebliche saisonale Schwankungen vorliegen. Zwischen April und September kann der Strombe-
darf bis zu 30 % über die PV-Anlagen gedeckt werden. Über die Wintermonate sinkt der Deckungsgrad auf 
bis zu etwa 5 %. Der Netzbezug (grüne Anteile in der Abbildung) bleibt somit ein wichtiger Bestandteil der 
Stromversorgung, kann aber signifikant reduziert werden.

3.2.2 Netzanschluss

Als nächstgelegener Netzanschluss wurde die im Jahr 2024 im Rahmen der Errichtung einer PV-Aufdachanla-
ge ertüchtigte Niederspannungsschaltanlage (NSHV) identifiziert. Die erforderlichen drei Wechselrichter vom 
Typ SMA STP 110-60 (Core 2) mit einer Gesamtleistung von 330 kVA waren im Bereich der Parkplatz-PV-Anlage 
vorgesehen und sollten jeweils mit einer eigenen Anschlussleitung an die etwa 150 m entfernte NSHV ange-
schlossen werden.

3.2.3 Wirtschaftlichkeit

Den Abschluss der Machbarkeit bildete eine überschlägige Wirtschaftlichkeitsberechnung. Die Kosten der 
Parkplatz-PV-Anlage wurden inklusive Bauantrag und Planung auf etwa 900.000 €   geschätzt, was in spezifi-
schen Kosten von ca. 2.000 €/kWp resultierte. Obgleich des vergleichsweisen hohen finanziellen Aufwandes er-
gab sich eine Amortisationsdauer von 10 bis 15 Jahren. Grund hierfür ist insbesondere die fast ausschließliche 
Eigennutzung der PV-Erzeugung, da Kostenersparnisse durch vermiedenen Strombezug der ELANTAS gegen-
über möglichen Einnahmen aus der Einspeisung finanziell ausschlaggebend sind.

3.3 Schritt 2: Entwurfsplanung 

Die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens führte seitens der ELANTAS zu einer positiven Investitionsentscheidung. 
Die weitere Planung sollte gemeinsam mit einem erfahrenen Unternehmen erfolgen. Basierend auf den Ergeb-
nissen der Vorplanung wurden verschiedene Unternehmen angefragt und Angebote eingeholt. 

Abbildung 7: 3D-Modellierung der Parkplatz-PV-Anlage der Firma Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG

 10 Zu den tatsächlichen Kosten sowie der daraus resultierenden Wirtschaftlichkeit, siehe Abschnitt 3.7
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Das Angebot der Firma Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG, kurz Hörmann, überzeugte hinsichtlich des Entwurfs 
und Preises. Abbildung 7 zeigt den ersten Entwurf als 3D-Modell. Der Entwurf sieht eine Neuanordnung der 
Stellplätze und Verkehrswege ohne den Entfall von Stellplätzen vor. Die Auslegung des Tragwerks und der PV-
Anlage sowie die Planung des Netzanschlusses werden im Folgenden beschrieben.

3.3.1 Auslegung des Tragwerks

Der Entwurf sieht wie gefordert eine Parkflächenüberdachung mit einer PV-Anlage ausgeführt als Aufdachan-
lage vor. Anstelle einer 2-schiffigen Lösung wird jedoch ein 1-schiffiges Dach vorgesehen. Abbildung 8 zeigt den 
Aufbau des Tragwerks. Links zu sehen ist der Bereich um die beschrankte Einfahrt (Schranke nicht dargestellt), 
auf der rechten Seite eine Ansicht der Fläche unterhalb der Überdachung.

Das Pfettendach wird von 7 massiven Bindern aus Leimholz getragen. Jeder der Binder, die in einem Abstand 
von ca. 10 m zueinanderstehen, wird von je 4 Stützen aus verzinktem Stahl getragen. Die Dacheindeckung wird 
ein Trapezblech sein. Das Satteldach besitzt beidseitig eine Traufhöhe von 3,3 m und weist eine Firsthöhe von 
5,4 m auf. Trauf- und Firsthöhe leiten sich vor allem aus den Anforderungen der zu gewährleistenden durchge-
henden Durchfahrtshöhe von 2 m (§7 GarVO ) sowie der besonderen Anforderungen im Schrankenbereich ab, 
wo aufgrund des geöffneten Schlagbaums eine lichte Höhe von etwa 4 m erforderlich ist.

Ausschlaggebend für die Materialauswahl des Holzes für Binder und Pfetten sind sowohl der bauliche Brand-
schutz als auch ästhetische Gründe. Holz ist grundsätzlich ein brennbarer Werkstoff, erfüllt aber bei ausrei-
chender Dimensionierung der Binder und Pfetten die Kriterien einer feuerhemmenden Ausführung nach F30 . 
Bedingt durch die Brenndauer behält das Holz für mindestens 30 Minuten eine ausreichende Tragfähigkeit für 
die Evakuierung des Parkplatzes. Stahl als Werkstoff ist zwar nicht brennbar, besitzt aber keine feuerhemmen-
de Wirkung. Eine ungeschützte Stahlkonstruktion birgt das Risiko des plötzlichen Versagens innerhalb weniger 
Minuten. Konstruktive Maßnahmen wie intumeszierende Beschichtungen ermöglichen eine höhere Feuerbe-
ständigkeit von Stahlkonstruktionen (F30 oder höher).  

In der Regel führt Holz als Werkstoff aufgrund der geringeren Anforderungen an den baulichen Brandschutz 
zu geringeren Kosten, jeder Einzelfall ist jedoch für sich zu bewerten. Die Stützen sind aus verzinktem Stahl 
gefertigt, der den Anforderungen des baulichen Brandschutzes genügt. Die konstruktiven Anforderungen wie 
beispielsweise anzusetzende Anpralllasten lassen sich in der Regel nur mit Stahl umsetzen.

11 Hamburg - § 7 GarVO | Landesnorm Hamburg | Lichte Höhe | § 7 - Lichte Höhe | gültig ab: 01.02.2012
12 Feuerwiderstandsklasse nach DIN 4102-2; F30 = Feuerwiderstandsdauer von 30 Minuten

Abbildung 8: Ansichten des geplanten Tragwerks, 3D-Modellierung der Firma Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-GaVHA2012pP7
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Zur Sicherstellung der Tragfähigkeit des Bodens ist die Kenntnis über dessen Aufbaus unerlässlich. Unterlagen 
aus der Zeit der Herstellung des bestehenden Parkplatzes liegen nicht mehr vor, sodass ein Baugrundgutach-
ten zur Untersuchung des Bodenaufbaus beauftragt wurde. Die Baugrunduntersuchung ergab grundsätzlich 
einen sehr gleichmäßigen Bodenaufbau, der als tragfähiger Baugrund eingestuft wurde. Da es sich jedoch um 
einen aufgefüllten Boden mit einer Mächtigkeit von mehreren Metern handelt, ist eine Tiefgründung erforder-
lich. Für jede der 28 Stützen des Tragwerks ist daher eine Pfahlgründung vorgesehen. Bei der Lage der Stützen 
ist der Verlauf der im Boden befindlichen Leitungen (Siele sowie Abwasser und Entwässerung) zu berücksich-
tigen.

Parallel zur physikalischen Baugrunduntersuchung wurde eine chemische Analytik des Oberbodens mit As-
phaltdecke beauftragt, da anfallender Bodenaushub gemäß LAGA TR Boden als Abfall eingeordnet wird und je 
nach Klassifikation des Bodenmaterial zu behandeln ist. In der technischen Regel (TR) herausgegeben von der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) wird die Klassifikation von Böden nach festgelegten Grenzwerten für 
Schadstoffe definiert. Böden der Klasse Z0 gelten als unbelastet, die Einstufung als Z1 oder Z2 erfolgt bei Vor-
liegen erhöhter Werte für Schwermetalle oder organische Stoffe. Im vorliegenden Fall erfolgte die Einstufung 
als Boden der Klasse Z2. Es wurden sowohl erhöhte Werte an organischem Kohlenstoff (TOC ) als auch eine 
erhöhte Konzentration an PAK  festgestellt, wobei letztere zur Einstufung Z2 führte. Asbest konnte im Boden 
nicht nachgewiesen werden. Der Wiedereinbau belasteter Böden vor Ort ist im Regelfall zulässig. Für Transport 
und Entsorgung von Böden der Klassen Z1 und Z2 ist eine Fachfirma zu beauftragen.

Das Areal wurde bislang nicht auf Kampfmittel untersucht, wodurch bei sämtlichen Tiefbauarbeiten eine 
kampfmitteltechnische Begleitung erfolgen muss.

3.3.2 Auslegung der PV-Anlage

Die PV-Anlage wird dachparallel auf das Trapezdach montiert. Der Neigungswinkel der Module entspricht folg-
lich der Dachneigung von 5°. Die Unterkonstruktion besteht aus dem Dach fest verschraubten Kurzschienen, 
die der Aufnahme der Modulklemmen dienen. Der PV-Generator besteht aus 1.110 Doppelglas-Modulen des 
Herstellers EGING PV zu je 445 Wp. Die Module zeichnen sich wie für Doppelglas-Module üblich durch eine hohe 
Effizienz sowie eine lange Haltbarkeit aus. Die gesamte Generatorleistung beläuft sich auf 493,95 kWp. 

Zur Wandlung des PV-Stroms sind 4 Strang-Wechselrichter vom Typ SMA STP 110-60 (Core 2) mit einer Gesamt-
leistung von 440 kW geplant. Die Wechselrichter werden geschützt gegen Zugänglichkeit durch Unbefugte 
unterhalb des Daches am Tragwerk montiert und AC-seitig über Kabel an eine Unterverteilung in der Nähe der 
Niederspannungsschaltanlage angeschlossen. Die Errichtung der PV-Anlage erfordert einen Ausbau der Nie-
derspannungsschaltanlage. Mit Planung und Errichtung der 2024 fertiggestellten Aufdachanlage wurde jedoch 
vorsorglich eine PV-Unterverteilung mit freien Abgängen errichtet. Die Leerrohre sind bereits bis zum Parkplatz 
verlegt. Der Netzanschluss erfolgt über eine kundeneigene Mittelspannungsschaltanlage auf 10 kV-Ebene.

Die statische Auflast der PV-Anlage hinsichtlich des Tragwerks beträgt 18 kg/m².

13 TOC = total organic carbon, Summe des gesamten organischen Kohlenstoffs
14 Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe
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3.3.3 Anmeldung der PV-Anlage beim Netzbetreiber

Die Anmeldung der PV-Anlage beim Netzbetreiber, in Hamburg sind die Hamburger Energienetze zuständig, 
ist frühzeitig anzugehen. Der Prozess von der Antragstellung bis zur Inbetriebnahme kann je nach Anlagen-
größe unterschiedlich lange dauern. Insbesondere bei großen PV-Anlagen kann das Verfahren mehrere Mona-
te in Anspruch nehmen. Entscheidend für den Prozess sind die Leistung des Generatorfeldes, die kumulierte 
Leistung am Netzanschlusspunkt (PEmax) sowie die vereinbarte Anschlusswirkleistung (PAV,E). Bestehende 
Erzeugungseinheiten (PV-Anlagen, BHKW, etc.) müssen dabei berücksichtigt werden. Vereinfacht gilt, dass der 
Netzantrag

•	 für Anlagen mit PAV,E < 270 kW und PEmax < 135 kW nach der VDE-AR-N 4105,
•	 für Anlagen mit PAV,E < 270 kW und PEmax < 500 kW nach der NELEV-ÄndVO sowie
•	 für Anlagen PAV,E > 270 kW oder PEmax > 500 kW nach der VDE-AR-N 4110 erfolgt.

Mit zunehmender Wechselrichterleistung steigen somit die Ansprüche an die Mess- und Schutztechnik, wobei 
hierbei insbesondere die Anforderungen der VDE-AR-N 4110 (Mittelspannungsrichtlinie), die eine Anlagenzerti-
fizierung vorsieht, hervorzuheben sind.

Die Leistung des Generatorfeldes ist hinsichtlich der Fernwirktechnik und des Einspeisemanagements von Be-
deutung:

•	 PV-Anlagen ≥ 7 kWp:  
Verpflichtung zur Fernsteuerbarkeit, wenn hinter demselben Netzanschluss wie mindestens eine steuer-
bare Verbrauchseinrichtung (z. B. Ladeinfrastruktur oder Wärmepumpe)

•	 PV-Anlagen ≥ 25 kWp und < 100 kWp: 
Bisher Installation eines Tonfrequenz-Rundsteuerempfängers (TRE), ab Januar 2025 Installation eines 
intelligenten Messsystems (iMSys) verpflichtend  

•	 Anlagenleistung ≥ 100 kWp: 
Installation einer vom Netzbetreibers gestellten Übertragungseinrichtung (Gateway)

Im Fallbeispiel kann aufgrund des hohen Eigenverbrauchs eine Anschlusswirkleistung PAV,E < 270 kW gewähr-
leistet werden. Mit einer Wechselrichterleistung der Parkplatz-PV-Anlage von 440 kW wird der Grenzwert PE-
max < 500 kW eingehalten. Ein vereinfachter Anschluss nach der der NELEV-ÄndVO geänderten Niederspan-
nungsrichtlinie VDE-AR-N 4105 wäre somit möglich.

Die 2024 errichtete PV-Aufdachanlage mit einer Wechselrichterleistung von 220 kW muss jedoch zur kumu-
lierten Leistung am Netzanschlusspunkt addiert werden, womit PEmax > 500 kW gilt und folglich ein Netzan-
schluss nach der VDE-AR-N 4110 erforderlich wird. Da die Anlagenzertifizierung samt Konformitätserklärung 
mehrere Monate in Anspruch nimmt, wird der Zertifizierungsprozess parallel zur Errichtung der Parkplatz-PV-
Anlage durchgeführt.

15 Ablösung Tonfrequenz-Rundsteuerung | Hamburger Energienetze

https://www.hamburger-energienetze.de/verbrauchen-erzeugen/planen-anmelden/erzeuger-speicher/gesetze-vorgaben/fernsteuerbarkeit/abloesung-tonfrequenz-rundsteuertechnik
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Bezüglich der Fernwirktechnik erfordert die PV-Anlage mit 493 kWp ein Gateway. Dieses ist bereits vorhanden, 
da die PV-Aufdachanlage mit über 200 kWp ebenfalls über ein solches verfügen musste. Die Einbindung der 
Parkplatz-PV-Anlage in das bestehende System zur Fernwirkung bestehend aus Datenmanager (Kommunika-
tionsschnittstelle zu den Wechselrichtern), Gateway und dazugehöriger LTE-Antenne ist in diesen Fall ausrei-
chend. 

Die fernwirktechnische Einbindung der PV-Aufdachanlage erwies sich als langwierig aufgrund hoher Anforde-
rungen des Netzbetreibers sowie umfangreicher Kommunikationstests vor der eigentlichen Inbetriebnahme 
durch die Hamburger Energienetze, sodass die Einbindung der Parkplatz-PV-Anlage frühzeitig den Hamburger 
Energienetze gemeldet wurde und parallel zur Errichtung der eigentlichen PV-Anlage vorangetrieben wird. Zu 
den Vorbereitungen auf die Inbetriebnahme muss beispielsweise das Messkonzept am Netzanschlusspunkt 
angepasst werden.

3.4 Schritt 3: Genehmigungsplanung

Zum Zeitpunkt der Erstellung der vorliegenden Studie befindet sich das Projekt noch in der Ausführungspla-
nung, d.h. es liegt noch keine abschließende Baugenehmigung vor. Die für die Genehmigung erforderlichen 
Unterlagen, d.h. Pläne und Konzepte, werden von dem ausführenden Unternehmen Hörmann erstellt und 
durch die ELANTAS bei dem Amt für Bauordnung und Hochbau (im Folgenden kurz Bauamt) eingereicht. Nach 
der Einreichung der Unterlagen ist in der Regel mit Bearbeitungszeiten von mindestens drei Monaten zu rech-
nen, oft auch wesentlich mehr.

Die zu überbauende Fläche für die Parkplatz-PV-Anlage auf dem Personalparkplatz der ELANTAS beträgt über 
2.000 m², womit das Tragwerk als bauliche Anlage nach Anlage 2 (Abschnitt 1.2) HBauO genehmigungspflichtig 
ist. Mit einer Nutzfläche von mehr als 1.000 m² gilt nach §2 Abs. 1 GarVO die Parkplatz-PV-Anlage als Großgara-
ge.  Weiterhin zu klären ist die Einordnung als offene oder geschlossene Garage nach §2 Abs. 3 GarVO. Es liegt 
eine umschließende Einfriedung mit einem Doppelstabmatten-zaun vor. Sollte der Zaun als Umfassungswand 
eingestuft werden, sind keine ausreichenden unmittelbar ins Freie führende unverschließbare Öffnungen vor-
handen und es liegt somit eine geschlossene Großgarage mit den damit verbundenen Anforderungen vor. 

Da der Zaun jedoch eine Querlüftung zulässt und der Rauchabzug im Brandfall daher gesichert ist, wird zu-
nächst von einer offenen Großgarage ausgegangen. Die abschließende Klärung wird im Rahmen der Genehmi-
gung mit dem Bauamt erfolgen. 

In dem Genehmigungsverfahren sind zahlreiche Aspekte zu berücksichtigen. Im Folgenden sind die voraus-
sichtlich relevanten Themen der Genehmigungsplanung angeführt. Weitere Aspekte, die oftmals insbesonde-
re bei PV-Anlagen von Bedeutung sind (Stadtbild, Blendwirkung, etc.), werden im Vorhaben bislang als nicht 
relevant eingestuft. Denkmalschutzrechtliche Auflagen liegen nicht vor.

3.4.1 Statik

Die Standsicherheit der hochbaulichen Anlagen ist nach § 68 HBauO nachzuweisen. Die einzureichenden bau-
technischen Nachweise müssen bauaufsichtlich geprüft werden. Hierzu wird die eingereichte Statik durch 
einen Prüfstatiker auf ihre Richtigkeit geprüft. Der Prüfstatiker wird im Regelfall vom Bauamt beauftragt, im 
vereinfachten Genehmigungsverfahren kann dies jedoch auch der Bauherr übernehmen.
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3.4.2 Bebauungsplan

Die rechtsverbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplans BS Hamm-Marsch sind zu berücksichtigen. Das 
betreffende Areal sowie die Flurstücke in der Umgebung sind als Industriegebiet gekennzeichnet, die bis heute 
auch als solches genutzt werden. Weitere Festsetzungen das betreffende Areal der ELANTAS sind im B-Plan 
nicht enthalten. 

In diesem Zusammenhang ebenfalls von Bedeutung ist die Klärung der Grenzbebauung. In der HBauO sind 
die Regelungen zu Abstandsflächen definiert. Abstandsflächen zu anderen Gebäuden müssen in der Regel auf 
dem Grundstück liegen. Dabei müssen etwaige Baugrenzen gemäß Bebauungsplan eingehalten werden. Unter 
Umständen können Abstandsflächen an Grundstücksgrenzen entfallen, wenn „nach planungsrechtlichen oder 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf“ (§ 6 Abs. 
1 HBauO).

3.4.3 Entwässerung

Die Überdachung eines Parkplatzes ist meist mit der Aufstellung eines Entwässerungskonzeptes verbunden. 
Das Niederschlagswasser sammelt sich auf den Dachflächen, die über Fallrohre entwässert werden. Insbe-
sondere bei Starkregen müssen daher innerhalb kürzester Zeit große Mengen Niederschlagswasser abgeführt 
werden. Die Entwässerung ist Hamburg Wasser und/oder mit der BUKEA (Amt W)  abzustimmen. 

Der Parkplatz stellt eine vollständig versiegelte Fläche mit künstlicher Entwässerung über Regenwassereinläu-
fe dar. Der genehmigte Ist-Zustand sieht eine Entwässerung in den anliegenden Bille-Kanal vor. Eine Einleitung 
in das öffentliche Regenwassersiel ist auch zukünftig nicht vorgesehen. Daraus folgt, dass die Nutzung der 
vorhandenen Infrastruktur die einfachste Möglichkeit darstellt. In Abstimmung mit der BUKEA wurde daher 
festgelegt, alle Fallrohre der Dachentwässerung in unmittelbare Nähe der vorhandenen Regenwassereinläufe 
auf der Parkplatzfläche zu führen. Ein entsprechendes Entwässerungskonzept wird erarbeitet.

3.4.4 Anforderungen an Stellplätze und Fahrgassen

Bei der Anpassung der Stellplätze und Fahrgassen sind die Anforderungen nach § 6 GarVO zu berücksichtigen. 
Die Anordnung der Stützen samt den Fundamenten muss so gewählt werden, dass die erforderlichen Abmaße 
der Stellplätze und Fahrgassen eingehalten werden. Ferner ist nach §7 GarVO eine lichte Höhe von mindestens 
2,1 m vorgeschrieben.

3.4.5 Beleuchtung

Aufgrund der festen Bedachung aus Trapezbleich über die gesamte Fläche muss die Beleuchtung sowohl wäh-
rend als auch außerhalb der Nutzungszeit gewährleistet sein. § 16 Abs. 1 GarVO regelt die Beleuchtungsstärke. 
In Fahr- und Rettungswegen muss eine Beleuchtungsstärke von mindestens 75 Lux und an allen übrigen Stel-
len der Nutzfläche eine Beleuchtungsstärke von mindestens 20 Lux erreicht werden.

16 Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft; Amt für Wasser, Abwasser und Geologie
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3.4.6 Brandschutztechnische Bestimmungen 

Tragende Stützen sowie das Dach müssen gemäß §8 GarVO zu mindestens aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen. Unter Umständen ist auch der Einsatz brennbarer Baustoffe möglich, sofern die Ausführung feuer-
hemmend erfolgt. Geplant sind hölzerne Binder in ausreichender Dimensionierung, die von Stützen aus be-
schichtetem Stahl getragen werden. Das auf die Binder installierte Pfettendach ist aus Trapezblech (Details in 
Anschnitt 3.3.1). Vorgesehen ist insgesamt die Brandschutzklasse F30. Eine abschließende Beurteilung, ob dies 
den behördlichen Anforderungen im Einzelfall entspricht, ist zum Zeitpunkt der Studienerstellung nicht mög-
lich. Gegebenenfalls sind ein Brandschutzgutachten und Anträge auf Abweichung erforderlich. Der bauliche 
Brandschutz ist im Einzelfall zu prüfen. Der Abstand zu anderen Gebäuden gemäß HBauO ist grundsätzlich 
einzuhalten.

In §15 GarVO sind die Vorgaben zu Rettungswegen angeführt. Aufgrund der Dimensionen der Parkplatz-PV-An-
lage sind voraussichtlich zwei Rettungswege erforderlich. Je nach Einordnung als offene oder geschlossene 
Garage muss ein Ausgang ins Freie von jeder Stelle aus in einer Entfernung von höchstens 30 m beziehungs-
weise 50 m vorhanden sein. Die Ausgänge lassen sich voraussichtlich über die Zufahrt zur Großmannstraße 
sowie über den Personeneingang im Bereich der Werkszufahrt realisieren. Falls erforderlich müssen weitere 
Ausgänge geschaffen werden.

3.5 Schritt 4: Realisierung und Inbetriebnahme 

Die Realisierung wird mit dem teilweisen Rückbau und Erneuerung des bestehenden Parkplatzes beginnen. 
Die Asphaltdecke wird abgebrochen und durch eine Pflasterung ersetzt. Parallel zur Neueindeckung der Ober-
fläche sind in der ersten Bauphase die Tiefbauarbeiten zur Errichtung der Parkplatz-PV-Anlage vorgesehen. 
Diese umfassen das Einbringen der Rammpfähle und die Erstellung der Fundamente zur späteren Aufnahme 
der Stützen des Tragwerkes der Parkplatz-PV-Anlage. 

Die Montage des Tragwerks sowie die Installation der PV-Anlage finden in der zweiten Bauphase statt. Zunächst 
wird die tragende Struktur (Stützen und Binder) errichtet, anschließend folgt die Eindeckung mit Trapezblech. 
Mit Beendigung der hochbaulichen Arbeiten und nach Abnahme der Hallenkonstruktion wird die PV-Anlage 
installiert. Die PV-Module werden dachparallel montiert, untereinander verschaltet und an den Wechselrichter 
angeschlossen. Zeitgleich findet die Vorbereitung des AC-Anschlusses statt (Ziehen der Kabel, Anschluss an die 
PV-Unterverteilung, Einrichtung der Fernwirktechnik, etc.). 

Die dritte Phase umfasst die Abnahme der Elektroinstallationen und Inbetriebnahme. Ein Schwerpunkt liegt 
hierbei auf der Sicherstellung der fernwirktechnischen Anbindung zu den Hamburger Energienetzen. Voraus-
setzung für die Inbetriebnahme ist das Vorliegen des Anlagenzertifikates vom Typ B, mit dessen Ausstellung 
bereits während der Planung begonnen wurde. Die zugehörige Konformitätserklärung muss innerhalb von 6 
Monaten nach der Inbetriebnahme der Erzeugungsanlage (EZA) bei dem Netzbetreiber vorliegen.

Während der Realisierungsphase ist grundsätzlich mit Einschränkungen hinsichtlich der Nutzbarkeit des Park-
platzes zu rechnen, dies gilt insbesondere für die Bauphasen 1 und 2. Mit Beginn der Tiefbauarbeiten bis zur 
Fertigstellung der Hallenkonstruktion wird voraussichtlich eine Vollsperrung des Parkplatzes erforderlich sein. 
Die Flächen werden zur Baustelleneinrichtung benötigt. Zudem würden die laufenden Arbeiten ein nicht ak-
zeptables Risiko für Mensch und Fahrzeuge darstellen. Die Installation der PV-Anlage wird eventuell mit einer 
teilweisen Sperrung des Parkplatzes aus gleichen Gründen einhergehen. Die Information des Personals und 
Organisation etwaiger Ersatzstellflächen erfolgt durch die ELANTAS.
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3.6 Ladeinfrastrukturkonzept

Die ELANTAS installiert parallel zur Errichtung der Parkplatz-PV-Anlage Ladeinfrastruktur für Mitarbeiter*innen 
und Kund*innen. Insgesamt sind vier Ladesäulen mit je 2 Ladepunkten vorgesehen. Die Ladesäulen sind bau-
lich in ein Gesamtkonzept mit der Parkplatz-PV-Anlage integriert. Die acht Stellplätze befinden sich unterhalb 
der Überdachung. Ein witterungsgeschütztes Laden kann somit ermöglicht werden. 

Jede Ladesäule verfügt über eine Anschlussleistung von 22 kW. Die Gesamtanschlussleistung beträgt somit 88 
kW. Die Möglichkeit des weiteren Ausbaus besteht. Eine direkte Kopplung zwischen Elektromobilität und der 
PV-Anlage ist nicht vorgesehen. 

Die Ladesäulen beziehen den Strom über das werkseigene Verteilnetz, in welches auch die PV-Anlage einspeist. 
Angesichts der Eigenverbrauchsquote von rechnerisch nahezu 100 % sowie des eher geringen Deckungsgrades 
(ca. 15 %) ist davon auszugehen, dass bilanziell stets ein Anteil des von den PV-Anlagen bereitgestellten Stroms 
in die Batterien der Elektroautos geladen wird.

3.7 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einer Parkplatz-PV-Anlage entspricht der einer PV-Anlage, wenn zusätzli-
che Aspekte wie eine Parkraumbewirtschaftung nicht vorliegen. Die Investitions- und Betriebskosten sowie 
die daraus resultierenden finanziellen Kennzahlen sind in besonderem Maße abhängig vom gewähltem Be-
treibermodell.

3.7.1 Betreibermodelle

Ausschlaggebend für die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens sind neben dem Verhältnis aus Eigenverbrauch und 
Einspeisung insbesondere das gewählte Betreibermodell und die Investitionskosten. Aus Sicht eines Unter-
nehmens, das selbst Eigentümer der Fläche ist, gibt es mehrere mögliche Betreibermodelle:

•	 Errichtung und Betrieb in Eigenregie (Voll- oder Überschusseinspeisung)
•	 Verpachtung der Fläche an Dritte und Rückpacht der PV-Anlage
•	 Verpachtung der Fläche an Dritte und Rückkauf des Stroms
•	 Verpachtung der Fläche an Dritte ohne Nutzung des Stroms

Die Betreibermodelle unterscheiden sich in der Besetzung der Rollen (Anlageneigentümer und -betreiber, End-
verbraucher) sowie in der Wahl des Einspeisemodells. Ist das Unternehmen nicht der Eigentümer der Fläche 
oder liegen komplexe Eigentumsverhältnisse vor, sind gegebenenfalls gewerbliche Mieterstromkonzepte an-
zuwenden.

Die Modelle, die eine Verpachtung der Fläche beinhalten, sind grundsätzlich für Unternehmen hinsichtlich der 
entfallenden Investitionskosten interessant. Bei Modellen mit Pächtern oder anderweitig beteiligten Dritten 
kann die Wirtschaftlichkeit des Projektes aus Sicht des Eigentümers jedoch durch eine teilweise Gewinnab-
schöpfung durch die zwischengeschalteten Unternehmen gemindert werden. Zudem ist meist der Aufbau zum 
Teil komplexer Mess- und Kommunikationssysteme erforderlich.
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Im Praxisbeispiel ist der Parkplatz im Besitz der ELANTAS selbst. Vorgesehen sind Errichtung und Betrieb in 
Eigenregie, d.h. die Parkplatz-PV-Anlage wird von der ELANTAS finanziert, errichtet und betrieben. In dieser 
Konstellation liegt das Investitionsrisiko aber auch sämtlicher Nutzen beim Eigentümer. Für das Unternehmen 
ergeben sich durch die Wahl des Betreibermodells folgende Vorteile:

•	 Je geringer die Stromgestehungskosten, umso schneller amortisiert sich die Parkplatz-PV-Anlage. Da keine 
weiteren Akteure eingebunden werden, setzen sich die Stromgestehungskosten lediglich aus den umge-
legten Investitionskosten sowie den laufenden Kosten für Betrieb und Wartung zusammen.

•	 ELANTAS ist im Umfang der Eigenversorgung unabhängig von möglichen zukünftigen Strompreisschwan-
kungen.

•	 Es liegt Personenidentität gemäß EEG vor, d.h. der Anlagenbetreiber verbraucht den Strom ohne Netzdurch-
leitung selbst. Es sind keine Dritten wie z. B. Contractoren beteiligt. Angesichts des nahezu ausschließli-
chen Eigenverbrauchs ist die Umsetzung einer Überschusseinspeisung ohne den Aufbau eines komplexen 
Messsystems oder Abrechnungssysteme möglich.

Eine Besonderheit des Praxisbeispiels betrifft den Umgang mit überschüssigem Strom aus der Parkplatz-PV-
Anlage. Üblicherweise erfolgt die Vergütung gewerblicher PV-Anlagen gemäß EEG nach dem Marktprämien-
modell (Direktvermarktung), da die installierte Generatorleistung über 100 kWp beträgt. Gemäß der Simula-
tion beträgt die Einspeisung im Fall der ELANTAS rechnerisch etwa 4.500 kWh verteilt auf im Jahr punktuell 
auftretende Erzeugungsspitzen, dies entspricht einem Eigenverbrauch von über 99 %. Eine Direktvermarktung 
gestaltet sich vor diesem Hintergrund aus insbesondere zwei Gründen als problematisch.

1.	 Der Anlagenbetreibende ist ab 100 kWp zur Direktvermarktung verpflichtet. Ein Direktvermarkter 
hingegen ist nicht verpflichtet, den Strom des Anlagenbetreibenden zu vermarkten. Entspricht die PV-An-
lage nicht den Anforderungen des Direktvermarkters (z. B. zu geringe jährliche Einspeisung, etc.), kann 
das Vertragsverhältnis folglich abgelehnt werden und der Anlagenbetreibende darf die PV-Anlage ohne 
Nachweis einer Direktvermarktung nicht in Betrieb nehmen. 

2.	 Die Vermarktung geringer Einspeisemengen kann sich nachteilig auf die Wirtschaftlichkeit der PV-Anla-
ge auswirken. Ausgehend vom anzulegenden Wert in Höhe von 7 ct/kWh summiert sich die jährlich zu 
erwartende Einspeisevergütung auf weniger als 500 €. Abzüglich der Gebühren der Direktvermarktung 
reduziert sich der Erlös, wobei im Extremfall die Gebühren den Erlös überschreiten. 

Das EEG sieht für derartige Einspeisesituationen die unentgeltliche Abnahme vor, d.h. der überschüssige 
Strom wird ohne Vergütung eingespeist. Diese Möglichkeit ist jedoch nur für PV-Anlagen bis 200 kWp zulässig, 
was bezüglich der geplanten Parkplatz-PV-Anlage (493 kWp) nicht zutrifft. Es verbleiben somit zwei Optionen:

•	 Einspeisung mit Direktvermarktung nach Marktprämienmodell, gegebenenfalls mit überwiegenden Ge-
bühren

•	 Nulleinspeisung mittels Regelung, d.h. eine mögliche Einspeisung wird unterbunden

Im Fall der Nulleinspeisung darf überschüssiger PV-Strom nicht eingespeist werden. Hierzu muss ein 
PAV,E 17-Überwachung implementiert werden, die aus einem Regler sowie Mess-einrichtungen auf Bezugs- und 
Erzeugerseite besteht.

17 Vereinbarte Anschlusswirkleistung für Erzeuger
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Die Regelung überwacht zu jedem Zeitpunkt Erzeugung und Bezug. Überschreitet die Erzeugung den Bezug, 
werden selbsttätig Maßnahmen zur Verhinderung der Einspeisung getroffen. Die Nulleinspeisung kann bei-
spielsweise durch eine Abregelung der Erzeugungseinheiten, den Einsatz eines Batteriespeichers oder der 
Zuschaltung von Verbrauchern (z. B. eines Heizstabs) erfolgen. Die Kosten einer PAV,E-Überwachung lassen 
sich pauschal nicht benennen, denn jede Bestandsanlage muss für sich bewertet werden. Ausschlaggebend ist 
unter anderem die Spannungsebene der Messung (Nieder- oder Mittelspannung). Es kann jedoch mit Investi-
tionskosten von mehreren Tausend Euro sowie geringfügig erhöhten Betriebskosten (z. B. 4-jährliche Wartung) 
gerechnet werden.

Beide Optionen – Direktvermarktung und Nulleinspeisung – sind möglich. Die Direktvermarktung ist gegebe-
nenfalls einfacher umzusetzen, führt aber laufende Kosten mit sich. Mit der Nulleinspeisung werden hohe Ver-
marktungskosten für geringe Einspeisemengen vermieden, die Installation der dafür notwendigen Anlagen-
regelung führt jedoch zu höheren Investitionskosten. Es handelt sich somit um eine wirtschaftliche Abwägung 
zwischen erhöhten Investitionskosten vs. erhöhten Betriebskosten, die im Einzelfall durchzuführen ist.

Bei der ELANTAS wird die Nulleinspeisung über eine Anlagenabregelung implementiert, denn aufgrund der An-
forderungen der VDE-AR-N 4110 ist ohnehin ein umfangreiche Anlagenregelung samt EZA-Regler erforderlich. 
Die für die Nulleinspeisung notwendigen Messeinrichtungen sind daher bereits vorgesehen und die Regelung 
kann über den EZA-Regler erfolgen. 

3.7.2 Investitions- und Betriebskosten

Die Investitionskosten der Parkplatz-PV-Anlage umfassen sämtliche anfallende Kosten von den Planungskos-
ten über die eigentlichen Baukosten bis hin zu den Ausgaben für externe Beratung und Gutachten und den 
Baugebühren. Die Kosten lassen sich grob in vier Gruppen einteilen:

18 Hamburg - BauGebO | Landesnorm Hamburg | Baugebührenordnung (BauGebO) vom 23. Mai 2006 | gültig ab: 01.04.2006

•	 Machbarkeit und Entwurfsplanung (Lph 1 bis 3 nach HOAI)
•	 Genehmigungsplanung (Lph 4)
•	 Ausführungsplanung (Lph 5)
•	 Externe Bauüberwachung (Lph 8)

•	 Baugrunderkundung inklusive Umweltanalytik
•	 Klärung der Kampfmittelfreiheit (Luftbildauswertung, ggf. Kampfmittelsondierung)
•	 Falls erforderlich Brandschutz- und Blendgutachten, etc.
•	 Falls erforderlich: rechtliche Beratung zu Betreibermodellen

•	 Baugebühren nach Baugebührenordnung, kurz BauGebO 
•	 Erstellung einer Prüfstatik

•	 Tiefbau: u.a. Herstellung der Fundamente, Erneuerung des Oberflächenbelags, Herstel-
lung einer Oberflächenentwässerung, Neuordnung der Stellplatzanordnung 
Hochbau: u.a. Herstellung des Tragwerks, Installation der Beleuchtung, (Wieder-)Her-
stellung der Einfriedung

•	 PV-Anlage: u.a. Montage der DC-Installation, Herstellung des Netzanschlusses, Ein-
speisemanagement und Messkonzept, Anmeldung und Inbetriebnahme, ggf. Anlagen-
zertifizierung

•	 Installation der Ladesäulen

Planung

Externe Beratung und 
Gutachten

Genehmigung

Installationskosten

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-BauGebOHA2006rahmen
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Abbildung 9: Verteilung der Investitionskosten

Wie in Abbildung 9 zu sehen, dominieren die Installationskosten mit 90 % der Gesamtkosten. Die PV-Anla-
ge trägt mit 45 % zu den Installationskosten bei, das Tragwerk ist verantwortlich für die übrigen 55 %. Die 
Planungskosten stellen mit 5 bis 10 % jedoch einen erheblichen Anteil der Kosten dar. Die Aufwendungen für 
externe Beratung, Gutachten und die Genehmigung sind als untergeordnet zu betrachten. Bezogen auf die 
installierte PV-Leistung von 493 kWp ergeben sich spezifische Kosten von rund 1.900 €/kWp.

Betriebskosten
Die Kosten für Wartung und Instandhaltung variieren je nach Anlagenart und -größe. Gemäß DGUV Vorschrift 3 
ist die Gesamtanlage alle vier Jahre entsprechend der DIN VDE 0105-100; DIN VDE 0100-600 bzw. DIN EN 62446-
1 (VDE 0126-23-1) zu prüfen.  Zusätzlich obliegt es dem Anlagenbetreiber, die Betriebsdaten zu überwachen 
und regelmäßig eine Sichtprüfung der Generatorfläche durchzuführen. Übliche Kosten für die regelmäßige 
Prüfung und Wartung belaufen sich auf etwa von 1 bis 2 % der Installationskosten jährlich.

Die Instandhaltung betrifft insbesondere Wechselrichter und falls installiert Batteriespeicher. Sämtliche dieser 
Komponenten enthalten Leistungselektronik, deren Lebensdauer auf 10 bis 15 Jahre begrenzt ist. Gleiches 
gilt für Ladesäulen. Ein einmaliger Austausch der genannten Komponenten über die gesamte Betriebsdauer 
der PV-Anlage ist in die Betriebskosten einzupreisen. Die Lebensdauer der übrigen Anlagentechnik, d.h. ins-
besondere die DC-Installationen sowie AC-Kabel und Schaltanlagen entspricht bei sachgemäßer Installation 
der Nutzungsdauer der PV-Anlage.

Für den Erhalt der hochbaulichen Anlagen, d.h. insbesondere das Tragwerk, ist der Eigentümer zuständig. Das 
Tragwerk sollte daher regelmäßig auf den baulichen Zustand geprüft werden. 

Die Investitionskosten exklusive der Installation der Ladesäulen bei der ELANTAS belaufen sich auf etwa 
900.000 €, wobei ca. 800.000 € auf die Installationskosten entfallen. Die Verteilung der Kosten auf die angeführ-
ten Bereiche ist in Abbildung 9 gezeigt.
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Die der Berechnung zugrunde liegenden Annahmen sind wie folgt:

•	 Technische Lebensdauer der Anlage von 25 Jahren (einmaliger Austausch der Wechselrichter nach 10 bis 
15 Jahren vorgesehen)

•	 Jährliche Betriebskosten in Höhe von 1,5 % der Investitionskosten der PV-Anlage (d. h. ohne Tragwerk)
•	 Eigenkapitalquote von 100 %
•	 Inflation in Höhe von 2 % (langfristiges Ziel der EZB)
•	 Diskontierungssatz in Höhe von 3 % (engl. Weighted Average Cost of Capital, kurz WACC) 
•	 Steuerliche Aspekte werden nicht berücksichtigt

Bezüglich des Umgangs mit überschüssigem Strom wird abweichend von der Umsetzung im Praxisbeispiel mit 
einer Überschusseinspeisung nach EEG (Marktprämienmodell) mit Direktvermarktung kalkuliert. Das Praxis-
beispiel der ELANTAS mit nahezu ausschließlichem Eigenverbrauch ist eher die Ausnahme, in vielen Betrieben 
dürfte die Überschusseinspeisung vorteilhaft sein. Die technische Realisierung einer Überschusseinspeisung 
ist verglichen mit einer Nulleinspeisung einfacher. Bei einer Einspeisung 4.500 kWh im Jahr beträgt der Erlös 
mindestens 315 € und liegt somit unterhalb der Vermarktungsgebühren. In der Berechnung eingeflossen sind:

•	 Anzulegender Wert nach § 48 Abs. 1 EEG in Höhe von 7 ct/kWh; Annahme: Börsenstrompreis langfristig auf 
ähnlichem Niveau

•	 Vermarktungsgebühr von 700 €/Jahr (je nach Anbieter unterschiedlich)

Aufgrund des dominierenden Eigenverbrauchs ist ein zentraler Parameter der Tarif für den Restrombezug. Ak-
tuell liegt der Industriestrompreis bei etwa 18 ct/kWh . Wie sich der Strompreis während der Betriebsdauer 
der Parkplatz-PV-Anlage verhalten wird, ist schwer abschätzbar. Es werden daher zwei Szenarien betrachtet:

•	 Linearer Anstieg über 20 Jahre auf 25 ct/kWh  (entspricht 2 %/Jahr)
•	 Konstanter Strompreis über 20 Jahre 

Ausgehend von Investitionskosten in Höhe von ca. 900.000 €, einem prognostiziertem Jahresertrag von rund 
443.000 kWh bezogen auf die tatsächlich vorgesehene Leistung von 493 kWp sowie einem nahezu ausschließ-
lichen Eigenverbrauch ist ein wirtschaftlicher Betrieb der PV-Anlage darstellbar. Abbildung 10 zeigt die Amor-
tisation der PV-Anlage für beide Szenarien der Strompreisentwicklung. Zusammenfassend sind die Ergebnisse 
der Wirtschaftlichkeitsrechnung wie folgt:

Amortisationsdauer:		  10 bis 15 Jahre
Stromgestehungskosten:		  13 bis 16 ct/kWh

19 Modellierter Industriestrompreis 01/2025 der Bundesnetzagentur (SMARD | Industriestrompreise)
20 Lineare Hochrechnung auf Basis einer Strompreisprognose von Prognos im Auftrag der vbw (Strompreisprognose)

3.7.3 Amortisation und Stromgestehungskosten

Auf Basis der Investitions- und Betriebskosten kann die ELANTAS relevante Finanzkennzahlen wie die Amor-
tisationsdauer der Investition sowie die Stromgestehungskosten abschätzen. Aus Geheimhaltungsgründen 
seitens der ELANTAS wird im Folgenden eine Abschätzung mit beispielhaft anzusehenden Annahmen zu Fi-
nanzkennwerten und Berechnungsmethoden durchgeführt. Die Berechnungen basieren auf der Kapitalwert-
berechnung in Anlehnung an die DIN EN 17463 (VALERI). 

https://www.smard.de/page/home/topic-article/211972/215546
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2024/Downloads/Strompreisprognose_2024_v4-(002).pdf
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Abbildung 10: Amortisation der Parkplatz-PV-Anlage

4. Ausblick auf gesetzliche Änderungen

Für PV-Anlagen relevante Gesetze wie das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) oder das Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) erfahren in den letzten Jahren häufig Änderungen. Das 
EEG wurde im dem Solarpaket 1 zuletzt im Sommer 2024 umfangreich angepasst. Im März 2025 ist das „Ge-
setz zur Änderung des Energiewirtschafts-rechts zur Vermeidung von temporären Erzeugungsüberschüssen“, 
kurz Solarspitzengesetz, in Kraft getreten. Die wichtigsten Änderungen sind wie folgt:

•	 PV-Anlagen mit einer Anlagenleistung zwischen 7 und 100 kWp sind zukünftig mit einem intelligentem 
Messsystem (iMsys) auszustatten. Die Installation eines Tonfrequenz-Rundsteuerempfängers (TRE) ent-
fällt. Für PV-Anlagen mit mehr als 100 kWp sind voraussichtlich keine Änderungen zu erwarten, denn diese 
müssen bereits über eine Gateway-Lösung zu Fernsteuerung verfügen. Es empfiehlt sich, beim zuständi-
gen Verteilnetzbetreiber die lokal geltenden Regelungen nachzufragen.

•	 Die Einspeiseleistung von Neuanlagen vergütet nach EEG ohne iMsys müssen am Netzverknüpfungspunkt 
auf 60% der Wirkleistung der Wechselrichter gedrosselt werden.

•	 In Phasen negativer Strompreise entfällt zukünftig die Einspeisevergütung nach EEG. Die EEG-Laufzeit von 
20 Jahren wird um die Anzahl der Viertelstunden, die davon betroffen sind, verlängert 

•	 Der Betrieb von Batteriespeichern wurde flexibilisiert. Die netzdienliche Nutzung (z. B. Bezug von Grau-
strom) ist nun unter Einhaltung bestimmter Bedingungen möglich, ohne einen Verlust der EEG-Förderung 
in Kauf zu nehmen.
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5.	Zusammenfassung

Die Elantas Europe GmbH, kurz ELANTAS, ist ein führender Hersteller von Isolier- und Schutzstoffen und besitzt 
weltweit Produktionsstandorte, darunter einen Standort in Hamburg-Rothenburgsort. Der vorhandene Perso-
nalparkplatz muss nach langjähriger Nutzung grundsaniert werden. Gleichzeitig verschreibt sich das Unter-
nehmen der Nutzung regenerativer Energien und strebt daher die Errichtung von PV-Anlagen auf Flächen des 
Werkstandortes an. Im Rahmen der umfangreichen Maßnahmen auf dem Parkplatz bietet es sich daher an, 
eine Parkplatz-PV-Anlage zu errichten. Der ELANTAS bietet die Errichtung der Parkplatz-PV-Anlage zahlreiche 
Vorteile, darunter:

•	 Bereitstellung günstigen Solarstroms zur Eigenbedarfsdeckung
•	 Witterungsgeschützte Nutzung des Parkplatzes
•	 Erhöhung der Attraktivität als Arbeitgeber durch erhöhte Nachhaltigkeit

Geplant ist eine Parkplatz-Überdachung ausgeführt als offene Hallenkonstruktion mit Trapezblecheindeckung. 
Die auf dem Trapezblech installierte PV-Anlage speist über die Niederspannungshauptverteilung in das Werks-
netz der ELANTAS ein und versorgt neben den Produktionsgebäuden auch die unterhalb der Parkplatz-Über-
dachung befindliche Ladesäulen. Eine besondere Herausforderung bei der Errichtung der Hallenkonstruktion 
stellt der sandige Untergrund dar, der eine aufwändige Pfahlgründung erforderlich macht. 

2023 wurde mit ersten Planungen für eine Parkplatz-PV-Anlage auf dem Personalparkplatz begonnen, die sich 
aktuell in der Umsetzung befindet. Mit der Inbetriebnahme der PV-Anlage mit etwa 490 kWp und einer prog-
nostizierten Jahresertrag von bis zu 443.000 kWh ist ab Ende 2025 zu rechnen.  




